
solche Überprüfung wırd zeigen, da{fß das Neue VOom Alten nıcht radikal g-
trennt werden kann, weıl das Zukunftsträchtige sıch mıiıtten 1M Ablautfenden be-
findet. Sıe wiıird uns aber auch helten, Bestehendes erkennen.

Bestehen bleibt das Evangelıum. Bestehen bleibt der Auftrag, die frohe Bot-
chaft Christus aller Kreatur verkünden, da{fß S1ie verstehen und anneh-
LNEeN können. Bestehen bleibt der Auftrag, uns gyegenselt1g ermahnen. Be-
stehen bleibt die weltweıite Einheit der Christen 1n Christus, denn Christus 1St
unteilbar.

Das Ende der traditionellen Entwicklungshilfe
Bemerkungen ZU Entwicklungskonflikt

VO  Z GERHARD

Wır stehen bereits 1n der Miıtte der zweıten Entwicklungsdekade und W1S-
SCI1, dafß das Entwicklungsjahrzehnt praktisch ohne nennNeNSWwWweErtfe Auswir-
kungen auft die Entwicklungsländer geblieben ISt. Der Abstand zwischen den
reichen un den Ländern hat siıch eher vergrößert, die Massenarbeits-
losigkeit in den Entwicklungsländern ste1gt entsprechend der Bevölkerungsent-
wicklung, Hungerkatastrophen bisher nıcht bekannten Ausmaßes kündigen sıch
d und die Verteuerung der ÖOlpreise hat härtesten die Entwicklungsländer
getroffien, die armsten sınd, also weder Rohstoffe anzubieten noch Industrie-

zu exportieren haben
Für die Entwicklungshilfe, se1l staatliche oder kırchliche, ergibt sıch daraus

klar, dafß s1e auf keinen Fall diese Probleme lösen kann, sondern da{ß s1e VOrFr
allem Soforthilfe bei Katastrophenfällen WI1e der Hungersnot 1n der Sahelzone,
den Überschwemmungen 1n Bangla Desh oder großen Fluchtbewegungen, die
durch polıtische Ereignisse ausgelöst werden, WwW1e in Südvıetnam, Nıgerı1a wäh-
rend des Biafra-Krieges oder jetzt in Erıitrea un: bei den Kurden, dıe in andere
Länder fliehen, eisten mu Sıe kann punktuell, vielleicht zeichenhaft helfen,
s1e ann durch Förderung VO  e Projekten, die in Entwicklungspläne eingeordnet
sind, Verbindungen uns herstellen.

Langfristige Hılfe aber ıne Veränderung des Welthandels VOTFauUS, VO  -

dem sich 0/9 zwischen den Industrieländern und NUur 5 9/0 zwischen den Ent-
wicklungsländern selbst abspielt. ıne solche „Umstrukturierung“ können die
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Kırchen natürlıch nıcht durchsetzen, aber sıie können und mussen S1e diskutieren
un: sıch und die Christen darauft vorbereiten.1

ıne Veränderung des Welthandels könnte 1Ur autf wel Wegen WEeNn INa  3

einmal theoretisch spricht durchgesetzt werden:
durch ruck der Entwicklungsländer, die Produkte, auf die die Industrie-

länder angewı1esen sınd, verteuern, da{fß dadurch eine Umyverteilung des Ge-
Wwinns erfolgt, wıe beim OSCH. „Ol-Boykott“ geschehen 1St.

durch Konsumrverzicht der Industrieländer, die dadurch weniıger Ressourcen
Energıe und ohstoften 1in Anspruch nehmen un: ın Rüstung und

Luxuskonsum 1in die Verbesserung der Infrastruktur der Entwicklungsländer
SOW1e iıhre Industrialisierung investieren.

Beıide theoretisch denkbaren Wege stoßen in der Praxıs auf fast unüberwind-
ıche Schwierigkeiten:

Es sibt keinen vergleichbar dominanten Rohstoff W1e Ol, der als Wafte der
Entwicklungsländer dıie Industrieländer benutzt werden könnte. Er steht
überdies NUr wenıgen Entwicklungsländern ZuUur Verfügung, und selbst hıer WEeI -

den die Techniker der Industrieländer langfristig Möglichkeiten der Senkung des
Verbrauchs, Ersatz durch andere Energiequellen etc. finden, also die Wafte des
Rohstoff-Boykotts abstumpfen lassen. Die Entwicklungsländer selbst haben
diese Schwierigkeiten erkannt, weshalb s1e versuchten, die VO Staatspräsiden-
ten Frankreichs geplante Ol-Konferenz 1n ine Konferenz über alle Rohstoffe
auszuweıten.

Die Mechanismen der Marktwirtschaft, verbunden mit der polıtischen Ver-
fassung parlamentarischer Demokratie, erlauben nıcht, planmäßig den Kon-
SUu 1n den Industrieländern senken, ohne damıit Arbeitslosigkeıit, Bedrohung
der soz1ialen Sıcherung un andere empfindliche Störungen des politischen Sy-

auszulösen.
Es 1St also illusiıonär, siıch von einer dieser beiden Strategien allein ıne Lösung

des Problems, eine Überwindung der luft zwischen Industrieländern und
Entwicklungsländern, erhoften. Eın anderes Modell scheint siıch Jetzt NZU-

bahnen, das sıch 1n dem zwischen der und den atrıkanischen un karıbischen
Ländern in Lom geschlossenen Vertragen abzeichnet. Der kapıtalistische Welt-
markt un: gibt Ur einen solchen, w1ıe Samır Amın richtig testgestellt
hat dem die sozialistischen Länder margınal partızıpieren, bewegt sıch
auf Veränderungen Z dıe 1n einzelnen Industrieländern des estens bereits
erfolgt sind, autf einen verstärkten Interventionısmus. Dıie Schwierigkeit
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besteht aber darın, dafß nıcht enkbar ist, daß eın Superstaat also etwa

die dıe Funktionen übernimmt, die die staatliche Verwaltung eınes
Nationalstaates W1e€e der Bundesrepublik ausuübt. Auch ıne Koordinierungsbe-
hörde w1e die Brüsseler EG-Kommission 1St weltweit nıcht denkbar, 7zumal auch
diese schon als „Super-Bürokratie“ kritisiert wird.

Das Ziel der Interventionen 1St klar Es handelt sıch den Schutz schwäche-
rer, aber notwendiger Wiırtschaftspartner VOTLT der Überrollung durch das ber-
gewicht großer Wiırtschaftsorganisationen und die Umleitung überschüssiger
Ressourcen 1n Gebiete, die AI geographischen, ökonomischen oder politischen
Gründen benachteiligt sind, w1e auf nationaler Ebene die Zonenrandgebiete ın
der Bundesrepublik oder auf ınternationaler Ebene im Rahmen der Süd-
italien und Schottland Dafß ine Übertragung innerstaatlicher Ausgleichsmecha-
nısmen aut größere Räume schwier1g iSt, zeigt 7z.B der verzweiıftelte Kampf, den
die Europäische Investitionsbank darum führt, da{ß Darlehen und Zuschüsse,
die tür Süditalıen bestimmt sind, tatsächlich dort ankommen un nıcht 1n ord-
italien und Rom hängenbleiben. Interessanterweise beginnen sich NUunN, praktisch
erst 1in den etzten Jahren, iınternationale Organısatıionen, die entweder als
Diskussionsforen gyedacht wıe dıe Welthandelskonferenz(
und die Weltorganisation Zr Förderung der Industrialisierung UNIDO) sOWw1e
Hilfsorganisationen w1ıe die Welternährungsorganisation Vorschläge tür
solche Interventionen machen, die international die Funktionen erfüllen
könnten, dıe in 5Systemen der soz1alen Marktwirtschaft VO Staat ausgeübt
werden.

I1 Das wırd wel internationalen Dokumenten deutlich: der UN-Charta
über die wirtschaftlichen Rechte und Pflichten des Staates (Dezember und
der SOoß. Cocoyoc-Erklärung, die auf einer Konferenz des Umweltprogramms
der Vereinten Natıonen und der UNCTAD 1m Oktober 1974 beschlossen wurde.
ber beide Wurdf_: bereits in kirchlichen Veröffentlichungen berichtet.

Dıie UN-Charta wurde VO  - 120 Ländern 13 Dezember 1974 gebilligt
Uun! VO  3 sechs Ländern: USA, BRD, Belgien, Dänemark, Luxemburg, rofß-
britannien abgelehnt. Frankreıich, Italıen, apan und sieben andere Länder EeNt-

jelten siıch der Stimme.? Sıe geht VO'  3 der FExıistenz der Nationalstaaten Aaus un
billıgt diesen die volle Souveränität über ıhre Ressourcen SOWI1e das Recht, Aaus$s-

ändische Unternehmen aut ihrem Boden kontrollieren, An verschiedenen
Stellen wırd die Notwendigkeit ZÜ, Kooperation der Staaten testgestellt, z. B
wenn mehrere Staaten gemeinsam über dieselben Ressourcen W1e Wasser, Erze,
Schiffahrtswege eiCc verfügen (Art oder W C111 s1e gemeiınsam Produzenten-
Kartelle biılden wollen Rohstoft-Abkommen und Export-Abkommen werden
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als wichtiger Bestandteil eines regulierten Weltmarktes bezeichnet (Art. 6 und
die besondere Forderung der Von der definierten 25 armsten Länder wird
herausgestellt SOWI1e die Notwendigkeit, Diskriminierungen 1mM Welthandel
vermeıden. Die UN-Charta geht also davon Aus, da{fß möglıch 1st, durch
internationale Abkommen zwischen den einzelnen Staaten und durch die Aner-
kennung der Souveränıiıtät der wirtschaftlich schwächeren Staaten durch die star-
keren ıne Korrektur des Welthandelssystems und damıt größere Gerechtigkeit

erreichen.

Dıie Cocoyoc-Erklärung geht weıter, sıe geht VO  - tolgenden Voraussetzungen
aus:3

Erste Priorität 1n der Entwicklungspolitik hat die Befriedigung der grund-
legenden menschlichen Bedürfnisse: Nahrung, Gesundheıit, Obdach, Erziehung,
Arbeit.

Entwicklung 1St nıcht eın „einliniger Prozef(i“ 1n Nachahmung der Ertah-
LUNS jener Natıonen, die bereits 1im Überfluß leben Es g1ibt verschiedene Wege,
Strategien und Zugänge Zur Entwicklung.

Jede Natıon hat das Recht, iıhren eigenen Weg vAr Entwicklung VCI-

folgen.
Entwicklung 1St nıcht die Entwicklung VO  - Sachen, sondern VO  - mensch-

lichen Wesen.

Zum Problem der knapper werdenden Kessourcen heißt er

SIM der unmittelbaren Zukunft 1St das Problem nıcht 1n erster Linie das
absoluter physischer Mangellagen, Mangel 1St heute das Ergebnis soz10-öÖkono-
mischer Beziehungen.

Bei diesen Beziehungen steht besonders der Mißbrauch un: die Fehlver-
teilung VO  - Ressourcen durch die traditionellgn Marktmechanismen 1mM Vorder-
grund

Dıie technologischen Belastungen für die ökonomische und soz1ıale Ordnung
und ebenso die Umwelt sollten unabhängig und objektiv bewertet werden.

Der gemeinsame Besitz Ressourcen besonders der Meeresboden
sollte durch ıne starke internationale Behörde für die internationale Gemein-
schaft und ZU Nutzen der Ärmsten dieser Weltrt entwickelt un! verwaltet
werden.“

Hıer wırd also für einen Teilbereich ıne internationale Behörde gefordert.
Eın weıterer wichtiger Vorschlag 1st der, Abgaben VO  $ Schiffen, die die hohe
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See befahren, SOW1e freiwerdende Rüstungsgelder und eın internationales Steuer-
SYyStem einzurichten, das die traditionellen Hılisprogramme soll WEe1-
tellos werden sehr 1e] größere AÄAnstrengungen als bisher auch VO'  - den Kirchen
gemacht werden mussen, die steigenden Rüstungsausgaben kritisieren und
iıhre Reduzierung ZUugunsten produktiver Investitionen 1ın den Entwicklungs-
ändern ordern. Der Zusammenhang 7zwiıschen sinkenden Entwicklungslei-
stungen un steigenden Rüstungsausgaben wird ımmer noch 1e] weni1g be-
achtet.4 Dıie Forschung, deren Zentrum 1n den Industrieländern lıegt un sıch aut
Erhöhung und Verteinerung des ONSUMS spezlialisiert hat, soll 1ne Priori-
tat autf die Erfüllung der eintachen menschlichen Grundbedürfnisse legen.

Hıer schließen sich die Überlegungen der FAÖOÖO d die aut der Welternäh-
yungskonferenz V“O November 1974 einen Welternährungsrat gründete, dem
auch die BRD angehört. Es geht darum, einen Welternährungsfonds nan-
zıeren, 1n dem auch Naturalien eingebracht werden können und 1n den die USA

Milliarden, die Olländer Milliarden, die europäischen Blöcke Je Milliarde
einzahlen sollen Wichtig ISt;, dafß jederzeit 50 biıs 60 Miıllionen Tonnen Getreide
in der Welt als eserve Zur Verfügung stehen sollen, die ZuU Teil 1n Vorrats-
lagern in den Entwicklungsländern aufbewahrt werden sollen Nach Ansıcht
des Generalsekretärs der FAO, Boerma, müßte das für die Nottälle genuüugen.
Heute werden, oftmals viel spat, bei autftretenden Notfällen Flugzeuge 1n
entfernte Gegenden dirigiert, Getreıide oder Saatgut transportieren.
Dezentralisierte ager würden schneller un: billıger eingesetzt werden können.
Hıer 1St also wiıeder ine bereits AUus der sozialen Marktwirtschaft bekannte Ma{fß-
nahme internationalısıiert worden: dıe Anlage VO  ’ Reserven, die in Nottällen
eingesetzt werden können. Datür wiırd keine Behörde gegründet, sondern
die bereits vorhandene FAO oll die Kontrolle über die dezentralisierten ager
ausüben.5

Schwieriger lösen 1St die exorbitante Steigerung der Düngerproduktion 1
den Industrieländern, die nötig 1St, diesen 1n die Entwicklungsländer -
sätzlıch ZU Aufbau eigener Düngerindustrien exportieren. Daraus wird
zweiıtellos ine yrößere Umweltbelastung entstehen, aber eine, die aufgrund

Erkenntnisse, erheblich nıedriger sein wiırd als die bisher 1n Kuropa be-
kannte.

Zusammenfassend ann Nan also Zzweı Modelle ın der internationalen Dıs-
kussion über ine Neuordnung der Weltwirtschaft erkennen:

Interventionen ZUugunsten der Entwicklungsländer mMi1t Hılte VO  =, Verträ-
SCHl, z.B Rohstoftabkommen und Handelsabkommen zwischen einzelnen Natıo-
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nalstaaten oder zwischen Staatengruppen, die auch die orm A'Z8 3  ; Verkaufskar-
tellen annehmen können.

Aujbau 919}  > ınternationalen Behörden, die für neuralgische Teilbereiche
die Kontrolle der Nahrungssituation oder der Ausnutzung knapper Ressourcen
übernehmen.

Noch keine Einigkeit esteht darüber, W1e€e die Tätigkeit der multinationalen
Fırmen beurteilen 1St und inwieweit internationale Gewerkschaftsorganisa-
tiıonen ıhnen gegenüber die Rolle übernehmen können, die nationale Gewerk-
schaften bereits 1M staatlıchen Rahmen erfüllen. Wenn heute die Leitung eines
multinationalen Konzerns z7. B beschließt, ein Werk in England aufzugeben,
weiıl die Lohnforderungen ıhr hoch erscheinen und dessen eın Werk 1in
Belgien NnNeu eröffnet, xibt keine Solıdarität der belgischen Gewerkschaften mi1it
den englischen, weiıl sowohl ideologischen als auch organısatorischen
Voraussetzungen tehlt, über die aber die Arbeitgeberseite verfügt. Doch auch
hier werden sich Jlangfristig Strukturen entwickeln, die auf natıonaler Ebene ıne
Begrenzung übergroßer Marktbeherrschung erreicht haben

I1I1I Auf dem Hıntergrund dieser weltweiten Diskussion hat der holländische
Entwicklungsminister Jan Pronk, der übrigens als einziger Mınıster der
Länder dem Welternährungsfonds der FAO sotort zustiımmte, 1n eiınem Referat,
das auf einer 1974 VO Okumenischen Rat in Montreux veranstalteten Ent-
wicklungskonferenz hielt, versucht, Vorschläge für die künftige Entwicklungs-
politik machen: 6  6

Anerkennung “—VO:  S sozıaler Gerechtigkeit und eigenständiger Entwicklung
(selfreliance) als Leitziıele der Entwicklungspolitik.

Pronk fordert, daß LLUT die Entwicklung gefördert werden soll, die mehr
Gleichheit un!: mehr Selbstentwicklung 1n den Entwicklungsländern ermöglıicht.
Das bedeutet, da{fß mıiıt dieser Hılfe den Ärmsten geholfen werden soll und nıcht
den Eliten.

Das 1St eichter SCSART als Der Präsıdent der Weltbank Robert
McNamara hat bereits 1973 1n einer aufsehenerregenden Rede7 darauf hinge-
wıesen, da{fß 1n 40 Entwicklungsländern, die VO  w} der Weltbank untersucht WUr-

den, die reichsten 20 9/9 der Bevölkerung durchschnitrtlich 55 0/9 des Volksein-
kommens beziehen, während gleichzeitig die armsten 0/9 der Bevölkerung NUur

0/9 erhalten.
Es kommt aber darauf 28 da{fß jenen 0/9 der Bevölkerung 1n den Entwick-

lungsländern, die Hunger, Ärmut, Analphabetentum un: Krankheiten
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leiıden, MaAassıv und durchgreifend geholfen wırd und nıcht den bereits relatıv
Privilegierten.

Dafür 1ISt aber nach Ansıcht Von Jan Pronk nÖöt1g, da{ß( „Interventionen
ım Namen der Gerechtigkeit“ VvorgeNOMMe: werden. Das 1St ine sehr
strıttene Forderung, da VOoNn jeher der völkerrechtliche Grundsatz der Nıchtein-
mischung in die Angelegenheiten eines anderen Landes oilt Pronk 1St jedoch der
Ansıicht, dafß tatsächlich durch Hılfe, die gegeben wird, oder durch die Verweige-
Iuns VO  3 Hilfe, durch Bedingungen, die die Vergabe VO  3 Hiılfslieferungen
geknüpft werden, durch die Festsetzung der Weltmarktpreise, durch Schutzzölle
und Importbegrenzungen schon lange 1in die Wirtschaft der abhängigen Länder
MAassıv eingegriffen wiırd. Warum, fragt Pronk, sollte denn nıcht möglich
se1n, Hılfe 1n Zukunft davon abhängig machen, dafß ıne Hebung des Lebens-
standards der Ärmsten nachgewiesen wird?

ıne weıtere Mafßnahme, dıe erleichtert, den Ärmsten helfen, sieht
Pronk 1ın der Bindung direkter Entwicklungshilfe die Bekämpfung unmuittel-
barer Notlagen, die sich 1in Zukunft vermehren und verstärken werden. Er tor-
dert, dafß 1n Zukunft 509/0 aller Entwicklungshilfe dafür verwandt wird. Er
verlangt, auch das 1St ıne umstrittene Forderung, die Rationierung der Güter,
die 1in den Industrieländern übermäßig un! sorglos verbraucht werden, da das
freie Spıiel VO  e Angebot und Nachfrage auf dem Weltmarkt nıcht mehr tunk-
tion1ert, weıl die Reichen ımmer reicher und die Armen ımmer armer macht.
Das bedeutet nach Ansıcht Pronks eın Nullwachstum der reichen Länder, w1e

VO' Club of Rome seinerzeit angezielt wurde,8 aber iıne Veränderung der
Produktionsprioritäten VO  3 Privatautos auf Nutzfahrzeuge, von der Befriedi-
BUung VO:  —$ Luxusbedürfnissen autf die weltweite Befriedigung AA G  3 Grundbedürf-
nissen.

Pronk als Sozialist glaubt, daß NUur ıne Politik, die auch 1n den reichen
Ländern darauf zıielt, mehr Gleichheit schaffen, in der Lage 1St, international
mehr Gerechtigkeit anzustreben. Internationale Gerechtigkeit bedeutet aber auch
größere Mitwirkungs- und Mitspracherechte der Entwicklungsländer bei den
Entscheidungen, die den Lebensstandard Banzer Länder betreffen. Diese Forde-
rung kennen WIr bereits Aaus der natıonalen Mitbestimmungsdebatte, S1e wird
auch auf internationaler Ebene dem Stichwort „Partnerschaft“ mehr
in den Vordergrund treten.?®

Dıiıese Forderung nach Partnerschaft und mehr Gerechtigkeit wird auch
in anderer orm und auf anderer Ebene ınternatıional diskutiert: 1ın der Debatte

die Menschenrechte. Bereıts die Synode der EKD 1973 hat erklärt: „Da der
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Entwicklungsbegriff Befreiung VO  $ rassıscher und sozialer Diskriminierung e1n-
schliefßt (werden die Christen) aufgerufen, angesichts der Entwicklungs-
un Rassenprobleme der heutigen Welt aktıv Zur Ausweıtung und Konkreti-
sierung der Menschenrechte beizutragen.“ Dem schlofß sıch die Denkschrift der
Kammer der EKD für iırchlichen Entwicklungsdienst: „Der Entwicklungs-
dienst der Kırchen eın Beıitrag tür Frieden und Gerechtigkeit der lt“
(Gütersloh ausdrücklich

Der Okumenische Rat hat 1mM Oktober 1974 1n St Pölten mit Vertretern AaUusS

Entwicklungsländern ıne Konsultation über das Problem der Menschenrechte
veranstaltet. Dabe; stellte sıch heraus, daß nıcht LUr WEe1 Menschenrechts-
konzeptionen Z1ibt, ıne iındıvidualistische der westlichen und ine kollektivisti-
sche der östlichen Länder, sondern auch ıne ganz anders Interpretation
der Menschenrechte in den Entwicklungsländern. Hıer werden als fundamentale
Menschenrechte das Recht autf das tägliche Brot, aut Arbeit, auf eın Dach über
dem Kopf angesehen, die EerSt erfüllt werden mussen, ehe 11a  } über Meınungs-
freiheit, Religionsfreiheit, Freizügigkeıit und freie Berutswahl sprechen kann,
VO  3 denen in den europäıischen Menschenrechtsbestimmungen die ede 1St. Der
deutsche Vertreter 1n der Menschenrechtskommission der UNO, Gerhard Jahn,
berichtete kürzlich, dafß sıch die atrıkanıschen oder asıatıschen Mitglieder der
Kommissıon angesichts der unerme(ßlichen Probleme ihrer Länder für die rage
der vertriebenen Deutschen oder der Freizügigkeit zwischen der Bundesrepublik
und der DDR überhaupt nıcht interessieren.19

Prot Raiser kommt eshalb in einer Analyse der Ergebnisse der St Pöltener
Konsultation dem Ergebnis, dafß die theologische Grundlage der bisher sehr
regional vesehenen Menschenrechte, SOWeIlt s1€e polıtische Freiheits- und Teil-
haberrechte sınd, noch gelegt werden und die Abgrenzung zwischen den Men-
schenrechten und den allgemeinen Forderungen nach einer gerechteren Ordnung
noch gefunden werden mu{.11

An der Diskussion der Menschenrechte wiıird deutlich, WI1e 388  u 1n Nairobi
jeder Begriff definiert und erläutert werden muß, denn WIr ın der Bundesrepu-
blik verstehen darunter in erster Lıinıe Meınungstreiheit, Freizügigkeit und
Koalitionsfreiheit, weıl bei u1ls jeder hat und weılß, wohnen annn
In vielen Entwicklungsländern aber versteht INan darunter die Befriedigung der
elementaren Grundbedürfnisse Nahrung, Wohnung, Arbeit, weıl gerade
diesen fehlt Ganz ähnlich geht mıi1ıt dem Begrift „Moratorium“. Auft der A
afrıkanischen Kirchenkonferenz meınte inNna  } damıt, die Aussendung VON uro-

paıschen oder amerikanıschen Miıssıonaren für solche Kırchen einzustellen, die
selbst ihre Missionstätigkeit autbauen und entwickeln wollen. In der Bundes-
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republik versteht IMa  =) darunter oft lediglich ıne Absage weiße Miıssıonare,
W as gar nıcht gemeılnt 1St;, w1e inNnan den sehr verschiedenen Interpretationen
dieses Wortes in Afriıka eobachten kann.

Wıe falsch auch klare Formulierungen diskutiert werden können, zeıgt die
10124 „Gewaltdebatte“ das Antırassısmus-Programm.** Hıer geht darum,
auch dort humanıtär helten, Befreiungsbewegungen die Kontrolle haben
bıs VOT kurzem iın Mozambique und Guinea-Bissao, be] den Vietkong in Süd-
vietnam und eLIw2 bei den Kurden. Fuür christliche Hıiıltfe darf keine Sperr-
onen geben, WEeNn Notsituationen erkennbar sind. Waffenkäufe hat weder der
Ckumenische Rat noch das Antırassısmus-Programm jemals erlaubt oder Sarl
unterstutzt. Im Gegenteıil hat ımmer wieder ZUr Gewaltlosigkeit aufgerufen.

Das Argument, da{fß aber humanıtire Hılfe „indirekt“ Gewalt unterstutzen
könne, beeindruckt den Okumenischen Rat verständlicherweise nicht, weıl der
Bau eines Missionshospitals 1M portugiesischen Angola natürliıch die Portugiesen
und dıe Errichtung einer Sanıtätsstation 1m Frelimo-Gebiet natürlich die Frelimo
„indirekt“ unterstützt und oft nıcht gedacht wırd das eintache
Nichtstun alle die der Gewalt ausliefert, die hätten verpflegt, verbunden und

werden können. Direkte Unterstützung der Gewalt, auch wWenn S1e
„Gegengewalt“ 1St, 1St der Kıiırche verwehrt, aber s1ie kann nıcht vermeiden,
indirekt staatlıche Gewalt oder Gegengewalt stutzen, WE s1e dem Liebes-
gebot folgt und überall hılft, Menschen 1n Not sind.

Strittig bleibt lediglich, ob der ORK gut beraten WAäTr, auf jede Kontrolle der
humanıtären Hılfe verzichten, da das War partnerschaftlichem Denken eNTt-

spricht, aber erst mMi1t iırchlichen Organısationen erprobt werden sollte, ehe
milıtanten Bewegungen ZUugute kommt:. Sicherlich haben manche Tendenzen in
der 508 Theologie der Befreiung dazu beigetragen, solche Mißverständnisse
verstärken.13 ber auch hier MUu INa  - sıch klarmachen, da{fß die Befreiung von

manchen zeitgebundenen Vorstellungen europäischer Theologie nıcht Befreiung
VO  3 Christus heißt, sondern Befreiung eigenem, oft noch tastendem, exper1-
mentierendem Denken.

Unsere eigene Theologiegeschichte 1St voll VO: Irrwegen, Umwegen und Ver-
strickungen 1n den jeweiligen Zeitgeıist. Die Forderung mancher Theologen Aaus

der Dritten Welt die Kırche, wiıieder Aarımm werden un siıch mit den Armen
identifizieren, 1St 1m Grund nıchts anderes als das, W as die Bettelorden VO  3

der Kirche verlangten und schließlich wenı1gstens für sich selbst praktizieren
suchten.14 Darüber und über die damıt verbundenen möglichen Übertreibungen
und Selbstgerechtigkeiten soll iNan often und hart diskutieren, aber nıcht einfach
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die Augen wegwenden, weıl wen1g 1n uNseren nationalen oder regionalen
Rahmen paßt

Eın Beispiel für die Gefahr, aneınander vorbeizureden, 1St die Debatte
über die Geburtenkontraolle. Dıe Industrieländer, deren Bevölkerungswachstum
stagnıert oder abnimmt, haben auf der Weltbevölkerungskonferenz 1n Bukarest
(1974) die Entwicklungsländer aufgefordert, drastisch ıhr Bevölkerungswachs-
u  3 senken, wobei sS1e wiıssen, da{ß ein Erfolg solcher Politik IST in Jahr-
zehnten sıchtbar würde und nıchts ZUr Lösung der gegenwärtigen Probleme bei-
LTagen könnte.15 Diejenigen Regierungen VO  —$ Entwicklungsländern, die sich teıls
Aaus Natıonalstolz, teils Aaus ethischen Gründen w1e der Vatıkan, teils Aaus der
berechtigten Überlegung, dafß eine Geburtenkontrolle sehr schwierig durchsetz-
bar und Eerst langfristig wirksam 1St, auf der Konferenz dagegen wandten, wı1issen
trotzdem, da{fß s1e langfristig nıcht 1ne Geburtenkontrolle herumkommen,
wIıe z B die China, die selbst recht wirksame Geburtenkontrollmaßnahmen
ergriffen hat Dıe Regierungen VO  3 Ländern Ostasıens und Miıttelamerikas, die
selbst Geburtenplanungsmaßnahmen 1n Angriftf MM haben, wiıissen LZ-
dem, dafß mıiıt ihnen allein Hunger, Analphabetismus und Krankheit ıcht be-
kämpft werden können.

Wenn Jan Pronk also in seınen Vorschlägen einer Entwicklungs-
politik nıcht die „Bevölkerungsexplosion“ behandelte, die INa  e} vorher StOPppCN
musse, alle die VO  «} ıhm angeregten Mafßnahmen ZUgUuNsten der Entwick-
lungsländer überhaupt gyreifen lassen, unterließ das ıcht ohne Grund
Der Grund für dıese Haltung lıegt, wiıe der Staatssekretär Jan Pronks, Andr.  e
Van Dam, kürzlich ausführte, darın, da{iß der Verbrauch der vergleichsweise g-
ringen Bevölkerung der Industrieländer ungleich größer ISt als der der wachsen-
den Bevölkerung 1n den Entwicklungsländern.!®

Nur e1in Beispiel:
Die USA verbrauchen 13 Energıe DPro Kopf und Jahr
Europa Energıe Pro Kopf und Jahr
Lateinamerika E Energıe Pro Kopf und Jahr
Afrıka Ü, Energie DIro Kopf und Jahr
Asıen 0, Energıe pro Kopf und Jahr.17

Die luft zwischen dem allgemeinen Verbrauch der Industrieländer und dem
der Entwicklungsländer 1St 20  CN mit Ausnahme der Nahrungsmittel, die
1St. (Beı Viehfutter allerdings beträgt der Unterschied Das heißt also, dafß
Sparen der Ressourcen eftektivsten bei uns anzufangen A  ist! Wenn die USA
autf unNlseren Pro-Kopf-Verbrauch Energıe kämen und WIr ih oder
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senken, würden WIr einen größeren Erfolg bei der rationalen Nutzung der Welt-
Ressourcen erzielen als alle sıcher notwendıgen aber IST 1in Jahren und des-
halb je] Jangsam wirkenden Geburtenkontrollmafßnahmen, un WIr WUur-  S
den der Revolution der steigenden Erwartungen durch das einz1ge Mittel EeNt-

vgegenwirken, das Erfolg hat Reduzierung der eigenen Erwartungen.
Daraus ergibt sıch also, überspitzt tormulieren, da{lß die Diskussionen

über die staatliche Entwicklungshilfe Jangfristig unınteressant werden. Auch die
kirchliche Hılte annn aufßer der Nothilte War Projekte fördern, die uls M1Lt den
Kirchen, den Christen, der Bevölkerung eınes anderen Landes verbinden, damıt
WIr iıhre Probleme kennenlernen un iıhnen teilhaben. Die einz1ge wırksame
Entwicklungshilte aber wiırd durch Umstrukturierungen des Welthandels g..
leistet, die beispielsweise bereits 1m Jahre 1974 den Olstaaten ermöglıchte,

Milliarden US-Dollar Entwicklungshilfe leisten, LUr Milliarde weniıger
als die Industriestaaten.18 Allerdings haben die COilländer schr bewußt islamische
Länder gefördert und manche nicht-islamische afrıkanische Länder, die noch
stärker als diese dem Olboykott ıtten, vernachlässigt. Allerdings haben
S$1€e versucht, das für ihre politischen Interessen einzusetzen, nämlich den
Westen VO:  - der Unterstützung Israels abzubringen.

ber s1e haben allem bewiesen, daß durch handelspolitische Maßnahmen
sehr viel schneller csehr jel größere Summen den Industrieländern abgenommen
werden können, 1n die Entwicklungshilfe (aber leider nıcht NUuUr 1n diese!)
investiert werden, als die meısten Entwicklungsexperten für möglich hielten.

Sıe haben die Grenze, die Almosen VO:  - Optern TtreNNT, durchbrochen un die
Industrieländer Optern CZWUNgZCNH, die s1€e selbst schmerzen, während bisher
alle Entwicklungshilfe nıchts weiıter War als ıne Abschlagzahlung VO  3 steigen-
dem Überschuß. Das bedeutet aber, da{fß ZU ersten Mal Neuverteilungen VOL-

ILwerden: VO  e den Reichen den Ärmeren, wenn auch meılstens noch
nıcht den armsten 40 0/9, VO  w denen McNamara sprach.

Diese Umstrukturierungen können bereits 1ın den achtziger Jahren dazu füh-
ren, da{fß WIr öffentlichen Nahverkehr, Klein-Autos, Mopeds und Fahrräder be-
NUtzZeN, SPaICH, sorgfältig Altpapier ;ammeln‚ Papıer SParCHL,
Wind- und Sonnenenergie wieder benutzen, NECUC Energiequellen e1I-

schließen, weniıger und einfacher M, z.B nıcht wertvolles Getreide
jeh verfüttern müussen, das Steaks verarbeitet wird. Sicherlich ann
nıcht mehr als einen Denkansto{(ß geben, WwWenn die nıederländischen Kirchen
einem Fastentag pPro Woche aufgerufen haben, und wWenNnn das Diakonische Werk
dazu auffordert, monatlich einen „Eintopf-Sonntag“ einzuführen, das
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eld der Entwicklungshilfe spenden un: 1seEIC Lebensgewohnheiten
Zur Bescheidenheıiıt zurückzubringen. Doch kann ine LICUC Einstellung ZUr Ver-
flochtenheıt uUuNseTer Wirtschaftsverfassung mi1t den Hungersnöten der Sahel-
Zone, dem Zusammenbruch ganzZzer Industriezweige asıatischer Länder oder den
Unruhen landloser Bauern 1n Lateinamerıka 1Ur durch solche Beispiele prakti-
scher Verhaltensänderungen werden.

Wenn auch dıe tätıge Hılfe bei Katastrophen, W1e€e sS1e „Brot für die Welrt“ und
leisten, eher erhöht und personelle Hıilfe verstärkt werden muldß,

WIr also auch autf diesem Gebiet noch größeren Opfern aufgerufen werden
müuüssen, wırd sıch doch die eigentliche Entwicklungshilfe, die nıcht 1Ur Not-
stände bekämpften, sondern langfristige Verbesserungen erzielen will, nıcht mehr
als Spende oder als Almosen zeıgen, sondern 1n der Veränderung uUunNserer Lebens-
weılse bestehen, wWwI1ie s1e iıronıscherweise jene jungen Leute schon vorausgesehen
haben, die VOor einıgen Jahren auf dem Kurfürstendamm in Berlin das 1n
Konsumraus eNTArtTEeLEe eutsche Weihnachtsfest demonstrierten.

MERKUNGE

Vgl den Abschnitt „Strukturwandel und Machtverlagerung“ 1n der Denkschrift der
EKD-Kammer für kirchlichen Entwicklungsdienst: „Der Entwicklungsdienst der Kırche
e1ın Beıtrag für Frieden und Gerechtigkeit 1n der Welt“, Gütersloh 1973

Text vgl epd-Entwicklungspolitik OÜ A 34
3 Vgl Ev. Kommentare, 175 43 un!: Parmar, Entwicklung: Priori-

taäten und Leitlinien, 111 Heft MT 164
4 Vgl W. Huber un! G. Liedke, Christentum und Militarismus, München 1974;
Albrecht und 5Sommer, Deutsche Waften für die Welt, LO-TO 197/7Z; Albrecht,

Der Handel MIt Waften, München 1971
Vgl Entwicklungspolitik. Materialien, Nr. 4/7, hrsg. VO: Bundesminister für Wırt-

chaftliche Zusammenarbeit.
Jan Pronk, Development 1n the 7/0Ös. Seven Proposals. Reterat gehalten in Montreux,

Dezember 1974, abgedruckt 11 ! Ecumenical Review No. 1/1975
McNamara, Ansprache die Gouverneure, Naıirobi, September 1973 und

Die Armut des Volkes, ro-ro-aktuell 1974,
Vgl Dennıis Meadows A.y Die renzen des Wachstums, TO-TO Reinbek 1973

U  ( Vgl Denkschrift „Der Entwicklungsdienst der Kirche IL, Selbstverantwor-
Lung un: Partnerschaft.

Vgl General-Anzeiger VO: 21 1975
Vgl Ludwig Raiser, Menschenrechte 1n einer gespaltenen Welt, 1ın Ev. Kommen-

tare, Heft 4/75, 199 un! Scheuner, Die Menschenrechte 1n der ökumenis:  en Dıs-
kussion, 1n Heft HS, 152

Vgl K. M. Beckmann (Hrsg.), Antı-Rassısmus-Programm der Okumene, iıtten /
Berlin 1971

Vgl . B heo Sundermeier (Hrsg.), Christus der Schwarze Befreier, Erlangen
1973; Irutz Rendtorfi /H. E. Tödt, Theologie der Revolution, Frankfurt 1969
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Vgl Günther Linnenbrink, Solidarisch seın MmMI1t den Armen, 1n Lutherische
Monatshefte, Heft 4/75, 188

epd-Dokumentation r. 3/75 Weltbevölkerungskonferenz: Neue Wiıirtschaftsord-
Nung konzipieren!

Andre Va  aD Dam, Bevölkerung EerISUuS5 Wohlstand?, ın Entwicklung un Zusam-
menarbeit, 3775 1: fr vgl ber die Kritik VO  3 Otto Matzke 1n Entwicklung un!
Zusammenarbeit 5/75, 34, un den Autsatz VO: Mogens Boserup 1n UN-FORUM
2/75

Vgl Muhammad u.  a Aladins Wunderlampe, in? Der Überblick 1/75,
41 fr Gerhard Bıschoft, Die Erdölpolitik verändert die Welt, 1n Entwicklung und

Zusammenarbeit 5/75,

Umorientierung der westlichen Christenheit
Entwicklungspolitik 1m Horizont von Nairobi

VO  Z KARL-HEINZ SOHN

Dıe Ende 1975 1n Naiırobiji stattfindende Vollversammlung des Okumeni-
schen Rates mit ihrer Beteiligung VO  3 270 Miıtgliedskirchen, darunter auch die
Evangelısche Kirche 1n Deutschland, steht VOTr ausgesprochen schwierigen Auf-
gyaben. Wenn diese Konfterenz nıcht einer Mammutveranstaltung gutwilliger,
mit den tatsächlichen Problemen der COkumene wen1g vertrauftfer, meist theolo-
gischer Teilnehmer werden und schon deshalb ohne Einflu{(ß auf die Lösung prak-
tischer Fragen bleiben soll, mussen UVO noch zahlreiche Bedingungen erfüllt
werden.

Der Forderung des württembergischen Theologen Konrad Raiser (Genf)
einer der stellvertretenden Generalsekretäre des ORK die Okumene musse

einen „entscheidenden Beitrag ZUFE ökumenischen Bewufßbitseinsbildung in ihren
Mitgliedskirchen eisten und eutlich machen, dafß provınzielle, nationalistische
und kontessionelle Loyalitäten hinter der Loyalıtät aller Christen zurückzutre-
ten hätten“, 1St wen1g hinzuzufügen. Liegt dieser These dıe Vorstellung zugrunde,
die in Naıiırobi anwesenden Delegierten sollten sich konsequent und mit allen
Miıtteln, die s1e selbst oder iıhre Kirchen ZUuUr Verfügung haben, Diskrimi-
nıerung wenden, waäare dies 1n der 'Tat ıne christliche und damit wichtige
Posıition. Schliefßlich wırd dem Dach der COkumene bis heute die Fortset-
ZUNS vielfältigster Formen der Diskriminierung betrieben, ohne daß die von ıhr
Begünstigten dagegen vorgıngen oder die Benachteiligten die Chance hätten,
diesen Zustand eenden.
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